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M
it dem Bankrott der US-ame-
rikanischen Investmentbank 
Lehman Brothers im Septem-
ber 2008 wurde die Finanzkri-
se für alle Welt sichtbar und 

vielen Menschen schlagartig klar, dass die Li-
beralisierung der Märkte, die Deregulierung des 
Bankwesens und die Privatisierung öffentlichen 
Eigentums das Desaster vergrößert, wenn nicht 
gar verursacht hatten. Allerdings trat kein nach-
haltiger Bewusstseinswandel ein, infolgedessen 
die neoliberale Hegemonie erschüttert sowie die 
daraus resultierende Asymmetrie der Einkom-
mens- und Vermögensverteilung einschließlich 
der Gefahr für die Demokratie beendet worden 
wäre.

Beschönigen, beschwichtigen 
Versagt haben nicht bloß die Banken, das Spit-
zenmanagement und ihre politischen Kontrolleu-
re in Regierung und Verwaltung, sondern auch 
die Massenmedien, weil deren Repräsentanten 
damit verquickt und fast ausnahmslos von der 
neoliberalen Pseudophilosophie und der offizi-
ösen Marktmythologie beseelt sind. Hatten sie 
die neoliberale Theorie und Terminologie jah-
relang kritiklos übernommen, begingen manche 
Medien jetzt den Fehler, sie für ein bloßes Fossil, 
ein ideologisches Relikt der Zeit vor dem Krisen-
einbruch zu halten und gar nicht mehr ernst zu 
nehmen.

Dass bürgerliche Journale, ja selbst manche 
Boulevardzeitungen und große Nachrichtenma-
gazine unmittelbar nach Ausbruch der Finanz-
marktkrise wieder das Wort »Kapitalismus« 
verwendeten, nachdem sie es jahrzehntelang 
wie der Teufel das Weihwasser gemieden und 
meistenteils durch »Soziale Marktwirtschaft«, 
den neoliberalen Kosenamen für dieses System, 
ersetzt hatten, war ein nicht zu unterschätzen-
der semantischer Erfolg für die seit Jahrzehnten 
schwächelnde Linke. Zwar gelang ihr keine Ent-
mythologisierung des Marktes, aber immerhin 
eine bis heute anhaltende Enttabuisierung des 
Kapitalismusbegriffs. Vor der Banken- und Fi-
nanzmarktkrise wäre es überhaupt nicht denkbar 

gewesen, dass die führende Lokalzeitung einer 
westdeutschen Metropole mit dem Zitat »Den 
Kapitalismus bändigen« aufgemacht hätte, wie 
das der Kölner Stadt-Anzeiger am 10. März 2010 
tat, als er über ein von ihm veranstaltetes Leser-
gespräch mit den beiden Unionspolitikern Jürgen 
Rüttgers und Horst Seehofer berichtete.

Die meisten Debattenbeiträge zu möglichen 
Krisenursachen blieben an der Oberfläche, statt 
bis zu den Wurzeln der globalen Finanz- und 
Weltwirtschaftskrise vorzustoßen. Wenn die glo-
bale Finanz- und Wirtschaftskrise nicht einfach 
ignoriert oder in ihrer zentralen Bedeutung für 
das gesellschaftliche Leben relativiert wird, be-
greift man sie meistens entweder als eine Art Na-
turkatastrophe, die wie eine Sturmflut über die 
Weltwirtschaft hinweggefegt ist, oder als Folge 
des Versagens einzelner Personen, die ihren eige-
nen Ansprüchen nicht gerecht geworden, sondern 
der »Verlockung des Geldes« erlegen waren. In 
diesem Zusammenhang wurden vor allem der 
Größenwahn des Spitzenmanagements, die Gier 
der Boni kassierenden Investmentbanker und der 
Börsenspekulanten sowie der Geiz von Großin-
vestoren für die Misere verantwortlich gemacht.

Durch die globale Finanz- und Wirtschafts-
krise hat sich die Kluft zwischen Arm und Reich 
zweifellos noch vertieft. Reich(er) geworden ist, 
wer mit dubiosen Finanzprodukten (Derivaten, 
Zertifikaten usw.) gehandelt, auf den internatio-
nalen Kapitalmärkten mit hohem Risiko inve-
stiert und erfolgreich an den Börsen spekuliert 
hat. Dagegen gehören Millionen (Langzeit-)Er-

werbslose, prekär Beschäftigte, Alleinerziehen-
de, kinderreiche Familien, Senioren und Migran-
ten zu den Krisenverlierern. Ein verteilungspoli-
tischer Paternostereffekt bewirkt, dass Kapital-
anleger, Finanzjongleure und Spekulanten nach 
oben gelangen, während ein wachsender Teil der 
Mittelschicht befürchten muss, abwärts zu fah-
ren und künftig der Unterschicht anzugehören. 
Längst haben wir uns an Schlagzeilen wie »Arm 
im Alter. So viele Rentner wie nie zuvor sind auf 
die staatliche Grundsicherung angewiesen« oder 
»Jedem sechsten Deutschen droht Armut« ei-
nerseits und »Superreiche werden noch reicher« 
oder »Immer mehr Millionäre in Deutschland« 
andererseits gewöhnt. Denn gravierende soziale 
Ungleichheit, von vielen Deutschen eher in Län-
dern wie den USA, Brasilien oder Kolumbien 
verortet, hat mittlerweile auch die Bundesrepu-
blik erfasst.

Zwar ist soziale Ungleichheit aufgrund des bei 
Unternehmern und Aktionären konzentrierten Pri-
vateigentums an Produktionsmitteln und der weit-
gehenden Mittellosigkeit vieler Arbeitskraftbesit-
zer für kapitalistische Industriegesellschaften seit 
jeher konstitutiv. Durch den Globalisierungspro-
zess, seine Gestaltung und ideologische Rechtferti-
gung durch den Neoliberalismus, die Vereinigung 
von DDR und BRD sowie neuere ökonomische 
Krisenprozesse (globale Finanzmarkt-, Weltwirt-
schafts- und europäische Währungskrise) hat sie 
aber in Deutschland seit der Jahrtausendwende 
drastisch zugenommen. Verantwortlich dafür war 
die Prekarisierung. Während die »rot-grünen« 

Rentenreformen auf eine (Teil-)Privatisierung der 
Altersvorsorge hinausliefen und zur finanziellen 
Entlastung der »Arbeitgeber« (Senkung der gesetz-
lichen Lohnnebenkosten) sowie zur Absenkung 
des Sicherungsniveaus (von damals 53 Prozent vor 
Steuern auf etwa 43 Prozent vor Steuern im Jahr 
2030) führten, trugen die sogenannten Hartz-Ge-
setze, besonders deren viertes, erheblich zu einer 
Prekarisierung der Beschäftigungsverhältnisse bei. 
Der ausufernde Niedriglohnsektor, in dem fast ein 
Viertel aller Beschäftigten tätig ist, ist zum Haupt-
einfallstor für Erwerbs- und spätere Altersarmut 
geworden.

Heute ist das Problem wachsender Ungleich-
heit in ökonomischer, sozialer und politischer 
Hinsicht die Kardinalfrage der Gesellschaftsent-
wicklung. Um die neue Qualität der gesellschaft-
lichen Spaltung erklären sowie ihre Ursachen, 
Erscheinungsformen und negativen Folgen für 
das politische System der Bundesrepublik ver-
stehen zu können, muss man das Wesen und die 
spezifischen Charakterzüge des Gegenwartska-
pitalismus berücksichtigen. Verantwortlich für 
die schwerste Wirtschafts- und Finanzkrise seit 
dem Zweiten Weltkrieg sind nicht bloß der Kapi-
talismus als solcher und die ihm eigene Tendenz 
zur Überakkumulation bzw. Überproduktion im 
Rahmen »normaler« Konjunkturzyklen, son-
dern auch seine jüngsten Strukturveränderungen. 
Anknüpfend an die Charakterisierung früherer 
Entwicklungsphasen dieser Wirtschaftsordnung 
als »Handels-« und »Industriekapitalismus« ist 
meist von »Finanzmarktkapitalismus« die Re-
de. Typisch für ihn sind Hedgefonds, Private-
Equity-Gesellschaften und Spekulationsblasen 
unterschiedlicher Art.

Entsolidarisierung, Entpolitisierung
Die Fragmentierung, Ausdifferenzierung und 
Polarisierung der Gesellschaft im modernen Fi-
nanzmarktkapitalismus fördert die Tendenz zur 
Entsolidarisierung, Entpolitisierung und Entde-
mokratisierung. Daher ist die ausgeprägte soziale 
Ungleichheit sowohl Gift für den Zusammen-
halt von Gesellschaften wie für die Demokratie. 
Zwar führt die sich vertiefende Kluft zwischen 

12 THEMA

Oben – unten
Zum Einkauf gebrauchter Möbel, Elektrogeräte oder Kleidung in einer karitativen Einrichtung in Rostock. Die globale Wirtschafts- und Finanzkrise hat die Kluft zwischen Arm und Reich vertieft. Erwerbslose 
und prekär Beschäftigte gehören zu den Verlierern, … JENS BÜTTNER/DPA-BILDFUNK

Die soziale Ungleichheit in diesem Land 
wächst. Notizen über Neoliberalismus, 
Sozialstaatsentwicklung und Armut.  
Von Christoph Butterwegge
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Arm und Reich nicht automatisch zu einer Krise 
des parlamentarischen Repräsentativsystems. Ur-
sächlich dafür sind vielmehr Formen der Entpoli-
tisierung, mit der die etablierten Parteien sowohl 
Frustrationserlebnisse wie auch Abwehrreaktio-
nen der Bürger hervorrufen. Das Ideal der poli-
tischen Gleichheit aller Staatsbürger wie auch 
die Legitimationsbasis der Demokratie nehmen 
unter wachsender sozialer Ungleichheit Schaden. 
Einer schwindenden Partizipationsbereitschaft 
der Armen steht eine Überrepräsentation der 
Wohlhabenden und Reichen gegenüber.

In einer wohlhabenden Gesellschaft, die den 
Anspruch erhebt, sozial gerecht und demokratisch 
zu sein, müssen Armut, sofern sie nicht auf Ein-
zelfälle beschränkt ist und man ein persönliches 
Versagen der davon Betroffenen unterstellen kann, 
wie Reichtum, der ein vernünftiges Maß über-
steigt, öffentlich gerechtfertigt werden. Dies ge-
schieht primär über das meritokratische Dogma, 
wonach es Leistungsträgern in der kapitalistischen 
Marktwirtschaft besser geht und besser gehen soll 
als den weniger Leistungsfähigen oder gar den 
»Leistungsverweigerern«, »Faulenzern« und »So-
zialschmarotzern«. Je nachdem, ob die politische 
Kultur eines Landes wie der USA den Reichtum 
weniger Familien und die Armut vieler anderer 
Bürger durch ein meritokratisches Gerechtigkeits-
verständnis legitimiert oder ob sie wie in den 
meisten kontinentaleuropäischen Ländern stärker 
für die aus einer sozioökonomischen Zerklüftung 
erwachsende Bedrohung des Zusammenhalts der 
Gesellschaft wie für die sukzessive Liquidation 
der Demokratie sensibilisiert ist, werden die Legi-
timitätsgrenzen für Ungleichheit anders gezogen.

Hierzulande jedenfalls verzichten vor allem 
bei Kommunal- und Landtagswahlen teilweise 
über die Hälfte der Wahlberechtigten auf die Ab-
gabe ihrer Stimme. Das hat zahlreiche Gründe, 
deren wichtigste jedoch dürften die scheinbare 
Alternativlosigkeit hinsichtlich der politischen 
Macht- und der parlamentarischen Mehrheits-
verhältnisse sowie das Gefühl vieler Bürger sein, 
mit ihrer Stimmabgabe wenig bewirken und 
nichts bewegen zu können. Eine solche Form 
der »Zuschauerdemokratie« zeigt eine politische 
Repräsentationskrise an. Ob das Vertrauen der 
Bürger zu den etablierten Parteien und Politikern 
schwindet, hängt stark von ihrer Klassen- bzw. 
Schichtzugehörigkeit ab. Dass die Wahlbeteili-
gung in einzelnen Ortsteilen derselben Groß-
stadt äußerst unterschiedlich ausfällt, liegt an der 
sich auch sozialräumlich manifestierenden Kluft 
zwischen Arm und Reich: Während die Beteili-
gung bei Bundestagswahlen in gutbürgerlichen 
Wohnvierteln nach wie vor bei fast 90 Prozent 
liegt, gehen (Langzeit-)Erwerbslose, Geringver-
diener und Menschen, die auf Transferleistungen 
angewiesen sind, kaum noch wählen. In man-
chen Großstädten der Bundesrepublik beträgt 
die Differenz zwischen der Wahlbeteiligung in 
Nobelvierteln und abgehängten Quartieren, wo 
die sozial Benachteiligten wohnen, mittlerweile 
über 40 Prozentpunkte.

Wenn die soziale Verzerrung von Wahlergeb-
nissen eine Repräsentation aller Stimmbürger 
kaum noch ermöglicht, wird das Ideal der poli-
tischen Gleichheit ad absurdum geführt. Früher 
galt die soziale Ungleichheit als gottgegeben, 
weshalb sie fast nie hinterfragt wurde. Heute 
wird die wachsende soziale Ungleichheit ent-
weder legitimiert, indem man sie zur notwen-
digen Voraussetzung eines produktiven Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystems bzw. zu einer 
Triebkraft des wissenschaftlich-technischen Er-
kenntnisfortschritts stilisiert, oder sie wird natu-
ralisiert, d.h. als zwangsläufiges Resultat einer 
unterschiedlichen Intelligenz bzw. genetischen 
Ausstattung der Individuen hingestellt. Im zuerst 
genannten Fall wird auf die Lehren neoliberaler 
Ökonomen wie Friedrich August von Hayek und 
Milton Friedman, im zuletzt genannten Fall auf 
Behauptungen von Eugenikern, Soziobiologen 
oder prominenten Sachbuchautoren wie Thilo 
Sarrazin rekurriert.

Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt auch 
die Transformation des Gerechtigkeitsempfindens 
eines Großteils der Bevölkerung. Standen früher 
die Bedarfs- und die Verteilungsgerechtigkeit als 
für einen Sozialstaat konstitutive Orientierungs-
marken im Mittelpunkt der Diskussion, bestim-
men heute Begriffe wie »Leistungsgerechtigkeit«, 
»Teilhabegerechtigkeit«, »Chancengerechtigkeit« 
und »Generationengerechtigkeit« die öffentliche 
Debatte. Sie tragen ebenfalls dazu bei, dass sozi-

ale Ungleichheit von den meisten Bürgern akzep-
tiert wird. Soll den o. g. Spaltungs- und Zerfalls-
prozessen entgegengewirkt, Armut bekämpft und 
Reichtum beschränkt werden, muss daher nicht 
bloß die Sozialstruktur der Gesellschaft verändert, 
sondern auch das öffentliche Bewusstsein für Po-
larisierungstendenzen, die mit ihnen verbundenen 
sozialen Probleme und die daraus erwachsenden 
Gerechtigkeitsdefizite geschärft werden.

Krise des Neoliberalismus?
Zwar schien es vorübergehend, als erlebe der 
(Wohlfahrts-)Staat eine gewisse Renaissance und 
als neige sich die Ära der forcierten Privatisierung 
von Unternehmen, öffentlicher Daseinsvorsorge 
und sozialen Risiken ihrem Ende zu. Kaum hatte 
die Finanzmarktkrise das Konzept des Neolibe-
ralismus widerlegt und seine Meinungsführer-
schaft in der Öffentlichkeit erschüttert, wehrten 
sich führende Repräsentanten dieser Richtung 
jedoch gegen angebliche Verteufelungsbemühun-

gen und gingen zum argumentativen Entlastungs-
angriff bzw. zur ideologischen Gegenoffensive 
über. Ginge man naiverweise von Menschen-
freundlichkeit und Vernunft als zu verfolgenden 
Handlungsmaximen aus, hätten nachhaltige Leh-
ren aus dem Krisenfiasko gezogen werden müs-
sen. Statt dessen taten neoliberale Professoren, 
Publizisten und Politiker so, als hätten sie immer 
schon prophezeit, dass die Blase an den Finanz-
märkten irgendwann platzen werde. Die meisten 
Ideologen der Marktfreiheit wiesen jede Mit-
schuld am Banken- und Börsenkrach von sich, 
sprachen in Anlehnung an John Maynard Keynes 
zum Teil selbst vom »Kasinokapitalismus«, wie 
der Ökonom Hans-Werner Sinn, und erweck-
ten damit den Eindruck, sie hätten womöglich 
eher als Globalisierungs- und Kapitalismuskriti-
ker vor dessen schlimmen Auswüchsen gewarnt. 
Sehr geschickt nutzten prominente Neoliberale 
auch die TV-Talkshows und andere öffentliche 
Bühnen, um »der Politik« den Schwarzen Pe-
ter zuzuschieben. Entweder wurde das Desaster 
auf die Fehlentscheidungen einzelner Personen 
(Spitzenmanager, Investmentbanker) oder auf 
das Versagen des Staates und seiner Kontroll-
organe (Politiker, Finanzaufsicht) reduziert.

Die etablierten Parteien zogen ebenfalls keine 
wirtschafts-, finanz- und sozialpolitischen Kon-
sequenzen aus dem Krisenfiasko bzw. dem tota-
len Bankrott des Neoliberalismus, sondern hiel-
ten unbelehrbar an ihrem bisherigen Kurs fest. 
Exemplarisch genannt sei der am 16. Dezember 
2013 von Angela Merkel, Horst Seehofer und Sig-

mar Gabriel unterzeichnete Koalitionsvertrag. In 
dem Regierungsprogramm für die 18. Legislatur-
periode des Bundestages ließen CDU, CSU und 
SPD wenig Sensibilität für das Kardinalproblem 
der sozialen Ungleichheit erkennen. Vielmehr 
kommt »Reichtum« im Koalitionsvertrag auf 185 
Seiten nur als »Ideenreichtum« bzw. als »Natur-
reichtum« und der Begriff »Vermögen« nur in 
»Durchhaltevermögen« bzw. im Zusammenhang 
mit der Vermögensabschöpfung bei Kriminellen 
vor. »Armut« taucht zwar insgesamt zehn Mal 
auf, größtenteils aber missverständlich oder in 
einem fragwürdigen Zusammenhang.

Mit dem im Koalitionsvertrag auch von der bis-
her größten Oppositionspartei bestätigten Merkel-
Mantra »Keine Steuererhöhungen – für niemand!« 
wird die selbst im 2013 veröffentlichten 4. Armuts- 
und Reichtumsbericht der schwarz-gelben Koali-
tion eingeräumte Verteilungsschieflage akzep-
tiert und das Auseinanderfallen der Gesellschaft 
forciert. Selbst der Mindestlohn steht für CDU, 
CSU und SPD nicht im Kontext der Armutsbe-

kämpfung, obwohl der stets wachsende Niedrig-
lohnsektor die Grundlage für heutige Erwerbs- und 
künftige Altersarmut bildet. Sonst hätten sie die 
offizielle Lohnuntergrenze nämlich kaum bei 8,50 
Euro angesetzt. Auch die ab 1. Januar 2017 geltende 
Höhe von 8,84 Euro reicht längst nicht aus, um bei 
Vollzeiterwerbstätigkeit in Würde leben und eine 
Familie ernähren zu können …

Verfrühte Freude
All das unterstreicht nur die fehlende Bereitschaft 
der Vertreter von Wirtschaft und Politik, einen Neu-
anfang zu wagen, sowie die Unfähigkeit ihrer Kri-
tiker, personelle, inhaltliche und programmatische 
Alternativen zu erzwingen. Zwar befindet sich der 
Neoliberalismus heute in einer Legitimationskrise, 
seinen dominierenden Einfluss auf die Massenme-
dien und die öffentliche Meinung sowie die politi-
schen Willensbildungs- und Entscheidungsprozes-
se hat er bisher jedoch weder hierzulande noch im 
Weltmaßstab eingebüßt. Obwohl die Finanzmarkt-
krise von den Musterländern einer »freien Markt-
wirtschaft« ausging, ist die neoliberale Hegemonie 
in der Bundesrepublik, der Europäischen Union 
und den USA ungebrochen.

Marktradikale, die nach dem Bankrott ihrer 
Liberalisierungs-, Deregulierungs- und Privati-
sierungskonzepte eigentlich in Sack und Asche 
gehen müssten, hatten politisch und ideologisch 
schon bald wieder Oberwasser. Tatsächlich wa-
ren sie nie gegen Staatsinterventionen ganz all-
gemein, sondern nur gegen solche, die Märkte, 

unternehmerische Freiheit und Profitmöglichkei-
ten beschränken. Demgegenüber sind selbst mas-
sive Eingriffe wie das praktisch über Nacht unter 
aktiver Mitwirkung von Spitzenvertretern des 
Bankenverbandes und der betroffenen Finanz-
institute geschnürte 480-Milliarden-Euro-Paket 
zur Rettung maroder Banken ausgesprochen er-
wünscht, wenn hierdurch die Börsen stabilisiert 
und die Gewinnaussichten der Unternehmen 
verbessert werden. Dabei handelt es sich um 
einen marktkonformen Staatsinterventionismus 
im Sinne der Monopolwirtschaft und privaten 
Großbanken, die selbst entsprechende Konzepte 
vorgeschlagen und teilweise gemeinsam mit den 
zuständigen Ministerien entwickelt haben.

Insofern erscheint Freude über einen »neuen 
Staatsinterventionismus« und »postneolibera-
le« Regulationsformen als verfehlt oder zumin-
dest verfrüht, denn die Finanzkrise brachte eben 
(noch) keineswegs das Ende von Privatisierung, 
Liberalisierung und Deregulierung mit sich, son-
dern gab der Staatsintervention nur eine andere 

Stoßrichtung. Konzepte wie Public Private Part-
nership (PPP) bzw. Öffentlich-Private Partner-
schaft (ÖPP), deren Bilderbuchkarriere schon 
beendet schien, könnten angesichts leerer Staats-
kassen und zunehmender Verschuldung vor al-
lem der Kommunen sogar größere Bedeutung ge-
winnen. Dafür sprechen auch Bemühungen von 
CDU, CSU und SPD, die Planung, den Bau und 
den Betrieb der Autobahnen in einer privatrecht-
lich organisierten Bundesfernstraßengesellschaft 
(BFG) zu bündeln und Banken, Pensionsfonds 
und Versicherungskonzernen, die in der gegen-
wärtigen Niedrigzinsphase nach rentablen Anla-
gemöglichkeiten suchen, daran mit Anteilen bis 
zu 49 Prozent zu beteiligen.

Prof. Dr. Christoph Butterwegge lehrt Politik-

wissenschaft an der Universität zu Köln. Soeben 

ist sein Buch »Kritik des Neoliberalismus« bei 

Springer VS in einer aktualisierten und erweiter-

ten Neuauflage erschienen.

 Am kommenden Montag, dem 1.8., wird in der 

jW-Ladengalerie die Fotoausstellung »Armut in 

Deutschland« eröffnet. Christoph Butterwegge 

wird zu diesem Anlass sprechen. Beginn der Ver-

nissage in der Torstraße 6 in 10119 Berlin: 19 Uhr. 
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… während reich bzw. reicher geworden ist, wer mit dubiosen Finanzprodukten auf den internationalen Kapitalmärkten gehandelt hat und sich ohnehin 
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